
Queer im Oberland e.V.

 Satzung

§ 1 Name und Sitz des Vereins

(1) Der Verein führt den Namen „Queer im Oberland“. Er soll in das Vereinsregister

eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e.V.".

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Murnau am Staffelsee.

(3) Das Vereinsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins

(1) Der Verein „Queer im Oberland“ verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige

Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung der Hilfe für Menschen, die auf Grund ihrer

geschlechtlichen Identität oder ihrer geschlechtlichen Orientierung diskriminiert werden. Der

Satzungszweck wird verwirklicht durch regelmäßige Treffen zum gemeinsamen Austausch,

öffentliche Auftritte, eigene Veranstaltungen sowie Öffentlichkeitsarbeit, insbesondere durch

(a) den Dialog und die Zusammenarbeit der Mitglieder und interessierter Dritter,

(b) die Planung, Organisation und Durchführung von Veranstaltungen aller Art um den

in der Öffentlichkeit bestehenden Vorurteilen und Diskriminierungen gegenüber

lesbischen, schwulen, bisexuellen sowie trans- oder intergeschlechtlichen, queeren und

agender Menschen (LGBTIQA*) entgegenzuwirken und die volle rechtliche

Gleichstellung dieser Gruppen in allen Bereichen des Lebens zu fördern,

(c) Aufklärungsarbeit mit Hilfe von Infoständen, öffentlichen Aktionen und Ähnlichem.

(d) die Unterstützung und Begleitung von queeren Kindern und Jugendlichen

(Jugendarbeit für LGBTIQA*).

(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(4) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

(6) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. Bei Bedarf

können Vereins- und Organämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten gegen

Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26 a EstGB ausgeübt werden. Die

Entscheidung über eine solche entgeltliche Tätigkeit und die Höhe trifft die

Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Gesamtvorstands.

§3 Jugend des Vereins

Alle Mitglieder unseres Vereins bis einschließlich 27 Jahre können die Jugend bilden. Diese

führt und verwaltet sich selbst.

Sie gibt sich eine eigene Jugendordnung, die durch den Vorstand des Gesamtvereins zu

bestätigen ist und nicht gegen die Satzung oder deren Sinn und Zweck verstoßen darf.

Die Jugend führt eine eigene Kasse und darf über die ihr zur Verfügung gestellten Mittel in

Eigenständigkeit entscheiden. Der Vorstand ist berechtigt, sich über die Geschäftsführung der



Jugend zu informieren.

§ 4 Mitgliedschaft

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden.

(2) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich beim Vorstand zu beantragen. Bei

Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen. Der

Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Eine Ablehnung des

Antrags muss er gegenüber dem Antragsteller nicht begründen.

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod (bei juristischen Personen mit deren

Erlöschen), Austritt oder Ausschluss. Bei Austritt oder Ausschluss im laufenden Kalenderjahr

werden keine Beiträge zurückgezahlt.

(2) Der Austritt ist gegenüber dem Vorstand zu erklären.

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein

ausgeschlossen werden, wenn es

a) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise

schädigt,

b) mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und

trotz schriftlicher Mahnung unter Androhung des Ausschlusses die Rückstände nicht

eingezahlt hat,

(c) andere Mitglieder des Vereins diskriminiert hat,

(d) Mitglied einer rechtsextremen bzw. –populistischen Gruppierung wird oder ist,

(e) ebensolche Ansichten vertritt.

(4) Bevor der Ausschluss erklärt wird, ist dem betroffenen Mitglied Gelegenheit zu geben, zu

den Vorwürfen Stellung zu nehmen. Gegen die Entscheidung kann von dem Mitglied binnen 8

Wochen Beschwerde eingelegt werden. Über die Beschwerde entscheiden die Mitglieder auf

der nächsten Mitgliederversammlung. Hierzu wird eine einfache Mehrheit benötigt. Bis dahin

ruht die Mitgliedschaft. Vor der Mitgliederversammlung bzw. der Entscheidung durch den

Vorstand steht dem Mitglied kein Recht zur Herbeiführung einer gerichtlichen Entscheidung

über die Wirksamkeit des Ausschließungsbeschlusses bzw. zur Klärung seiner Rechte als

Mitglied zu.

§ 6 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an

gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen. Jedes Mitglied hat das gleiche aktive Wahlrecht

in der Mitgliederversammlung.  Das passive Wahlrecht steht ausschließlich volljährigen

Mitgliedern zu.

(2) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere

regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen Kräften steht, das

Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen.



§ 7 Mitgliedsbeiträge

(1) Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben.

(2) Die Höhe des Beitrages und dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung

festgelegt.

(3) Über eine Beitragsermäßigung oder -befreiung entscheidet der Vorstand in besonderen

Fällen.

§ 8 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung, der erweiterte Vorstand und der 

Vorstand nach §26 BGB.

§ 9 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Personen: dem*der ersten Vorsitzenden,

dem*der zweiten Vorsitzenden und dem*der Kassenwärt*in. Der Vorstand vertritt den Verein

gerichtlich und außergerichtlich. Jedes Vorstandsmitglied ist für sich allein

vertretungsberechtigt.

§ 10 Der erweiterte Vorstand

Der erweiterte Vorstand besteht aus dem*der ersten Vorsitzenden, dem*der zweiten

Vorsitzenden und dem*der Kassenwärt*in sowie weiteren, durch die Mitgliederversammlung

zu wählenden Vorstandsposten.

§ 11 Bestellung des Vorstands

(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren mit

absoluter Mehrheit einzeln, in geheimen Wahlen gewählt. Die vorzeitige Abberufung eines

Vorstandsmitglieds durch die Mitgliederversammlung ist zulässig.

(2) Kann bei Wahlen kein*e Kandidat*in die absolute Mehrheit der Stimmen der anwesenden

Mitglieder auf sich vereinen, findet eine Stichwahl statt.

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Mitglieder

des Vorstands berechtigt, ein Mitglied des Vereins bis zur Wahl der Nachfolge durch die

Mitgliederversammlung in den Vorstand zu wählen.

§ 12 Beratung und Beschlussfassung des erweiterten Vorstands

(1) Der erweiterte Vorstand tritt nach Bedarf auf Einberufung des*der ersten Vorsitzenden

oder des*der zweiten Vorsitzenden zusammen.

(2) Die Beschlüsse des erweiterten Vorstands sind zu protokollieren.

§ 13 Aufgaben der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Sie ist vom Vorstand

mindestens einmal jährlich mit der Frist von mindestens 14 Tagen unter Angabe der

Tagesordnung schriftlich (per Mail oder Brief) einzuberufen.

Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidungen in folgenden

Angelegenheiten:

a) Wahl bzw. Abberufung und Entlastung des Vorstandes und des erweiterten

Vorstandes auf die Dauer von zwei Jahren



b) Einrichtung und Abschaffung von Vereinsämtern und die Wahl der

Amtsinhaber*innen.

c) Ausschluss von Mitgliedern aus dem Verein

d) Festsetzung des Mitgliedsbeitrags bezüglich der Höhe und Fälligkeit (gemäß §7

Absatz 2)

e) Änderungen der Satzung.

(2) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es

das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt.

§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied geleitet. Ist dies nicht

möglich wird die Versammlungsleitung durch die Mitgliederversammlung gewählt.

(2) Nach der Konstituierung der Mitgliederversammlung wird aus den anwesenden
Mitgliedern eine Person für die Schriftführung berufen.
(3) Jede ordnungsgemäß berufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig.

(4) Die Mitgliederversammlung beschließt in offener Abstimmung mit der Mehrheit der

Stimmen der anwesenden Mitglieder. Jedes Mitglied hat das Recht, eine geheime Abstimmung

zu beantragen. Beschlüsse über eine Änderung der Satzung, die Änderung des Zwecks oder die

Auflösung des Vereins bedürfen der Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder.

(5) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein Protokoll

zu fertigen, das von der Schriftführung und der Versammlungsleitung zu unterschreiben ist.

(6) Die Mitgliederversammlung kann in Präsenzform, als virtuelle Versammlung (z.B. per

Videokonferenz) oder im Hybrid-Format (Teilnahme vor Ort wie online) abgehalten werden.

Bei virtuellen oder hybriden Versammlungen sind die Mitglieder rechtzeitig über die

technischen Voraussetzungen und den Zugang zur Versammlung zu informieren.

§ 15 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall steuerbegünstigter

Zwecke

(1) Im Falle der Auflösung des Vereins sind der*die erste Vorsitzende und der*die zweite

Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die Mitgliederversammlung

keine anderen Personen beruft.

(2) Bei Auflösung des Vereins, bei Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter

Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den Lesben- und Schwulenverband in Deutschland

Landesverband Bayern (LSVD Bayern) e.V. in München. Dieser hat das Vermögen unmittelbar

und ausschließlich für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu verwenden.

(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die

Rechtsfähigkeit entzogen wurde.

— Die geänderte Satzung wurde auf der Mitgliederversammlung am 01.05.2025 beschlossen

und tritt anstelle der Gründungssatzung vom 17.03.2025. —


